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Datenbekanntgabe an Behörden (ohne Abrufverfahren u nd ohne Bekanntgabe ins Ausland) 

Ist die datenbearbeitende Behörde für die Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgabe zur Bekanntgabe verpflichtet oder ermächtigt? 
(Art. 10 Abs. 1 Bst. a KDSG)

Verlangt eine Behörde im Einzellfall Personendaten 
und weist sie nach, dass sie zu deren 

Bearbeitung gesetzlich befugt ist?
(Art. 10 Abs. 1 Bst. b KDSG)

Handelt es sich um besonders schützenswerte Daten? (Art. 3 KDSG)

Hat die betroffene Person im Einzelfall ausdrücklich zugestimmt oder liegt die Datenbekanntgabe in ihrem Interesse? 
(Art. 6 Bst. c / Art. 10 Abs. 1 Bst. c KDSG)

Handelt es sich um eine Datenbekanntgabe für Forschung (beachte für die medizinische Forschung die zusätzlichen 
Voraussetzungen nach Art. 321bis StGB), Praxisbildung, Statistik oder Planung und sind die entsprechenden Voraussetzungen erfüllt?

(Art. 15 Abs. 2 KDSG)

Die Daten-
bekanntgabe

ist nicht 
zulässig

Ist die Datenbekanntgabe verhältnismässig? (Art. 5 Abs. 3 KDSG)

Besteht eine klare gesetzliche Grundlage oder sind die Daten für die 
Aufgabenerfüllung zwingend erforderlich? (Art. 6 Bst. b KDSG)

Sind die Daten richtig und vollständig? (Art. 7 KDSG)

Ist die Datenbekanntgabe aus überwiegenden öffentlichen oder besonders schützens-
werten privaten Interessen zu verweigern, einzuschränken oder mit Auflagen zu verbinden?

(Art. 14 Abs. 1 KDSG) Die Daten-
bekanntgabe
ist zulässig
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Untersteht der Datenherr einer besonderen Geheimhaltungspflicht?
(Art. 14 Abs. 2 KDSG)

Die gesetzliche Bekanntgabeermächtigung erlaubt ein Missachten der 
besonderen Geheimhaltungspflicht oder die Bekanntgabe ist für die eigene 

Aufgabenerfüllung zwingend notwendig

Die Zustimmung der betroffenen Person oder ihr Interesse erlaubt
die Datenbekanntgabe

nein


